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Die chinesische Regierung verlangt nachdrücklich eine sofortige Einstellung der militärischen
Schläge gegen Jugoslawien und ruft die internationale Gemeinschaft und die Beteiligten in Ju-
goslawien zur Zusammenarbeit auf, um die Situation zu stabilisieren und die Krise so schnell
wie möglich zu entschärfen, so daß der Frieden in der Balkanregion zu einem frühen Zeitpunkt
wiederhergestellt werden kann. 

Stellungnahme des Präsidenten der Russischen Föderation Boris Jelzin vom 31. März 1999 
(Wortlaut)

Rußland ist zutiefst empört über die NATO-Militäraktion gegen Jugoslawien, die nichts ande-
res ist als nackte Aggression.

Allein der UN-Sicherheitsrat besitzt das Recht, die Maßnahmen zu beschließen, einschließ-
lich des Einsatzes von Streitkräften, die zur Sicherung oder Wiederherstellung von Frieden und
Sicherheit in der Welt ergriffen werden sollen. Der UN-Sicherheitsrat hat diese Entscheidun-
gen bezüglich Jugoslawien nicht getroffen. Die UN-Charta und die Grundakte über gegensei-
tige Beziehungen, Zusammenarbeit und Sicherheit zwischen der Nordatlantikvertragsorgani-
sation und der Russischen Föderation sind verletzt worden. Ein gefährlicher Präzedenzfall für
die Wiederherstellung einer Politik der Dominanz des Stärkeren wurde geschaffen, und das ge-
samte gegenwärtige internationale Rechts- und Ordnungssystem wird gefährdet.

Wir haben es in der Tat mit dem Versuch der NATO zu tun, das 21. Jahrhundert in der Uni-
form des Weltpolizisten zu beginnen. Rußland wird das niemals akzeptieren.

Der UN-Sicherheitsrat muß die gespannte Situation diskutieren und ein sofortiges Ende der
NATO-Militäraktionen fordern.

Für ihren Teil wird die russische Führung ihre Beziehungen zur NATO überprüfen, da diese Or-
ganisation fundamentale Prinzipien des internationalen Verständigungssystems mißachtet hat.
In meiner Eigenschaft als Präsident und Oberster Befehlshaber der Streitkäfte habe ich bereits
die folgenden Anweisungen gegeben:

- Abbruch der USA-Reise des Premierministers J. Primakow; 
- Forderung nach einer außerordentlichen Sitzung des UN-Sicherheitsrats und Druck für ein

sofortiges Ende der NATO-Militäraktion;
- Abzug des obersten russischen Militärrepräsentanten bei der NATO nach Moskau;
- Aussetzung unserer Teilnahme an dem Programm „Partnerschaft für Frieden“ und der

Umsetzung des NATO-Rußland-Partnerschaftsprogramms;
- Vertagung der Gepräche über ein gemeinsames militärisches Verhältnis mit der NATO in

Moskau.
Ich habe bereits an Präsident Clinton appelliert und die Führer anderer NATO-Staaten auf-

gefordert, dieses militärische Wagnis sofort zu beenden, das das Leben von Zivilisten bedroht
und die Situation auf dem Balkan zum Explodieren bringen könnte.

Die Stabilisierung des Kosovo, wie auch die Lösung ähnlicher Probleme, ist nur durch Ver-
handlungen möglich. Je eher sie beginnen, desto mehr Möglichkeiten werden der Weltge-
meinschaft offenstehen, um eine politische Regelung zu finden. Rußland ist bereit, seine enge
Zusammenarbeit mit anderen Mitgliedern der Kontaktgruppe fortzusetzen, um dieses Ziel zu
erreichen. Diejenigen, die dieses militärische Abenteuer auf den Weg gebracht haben, tragen
die volle Verantwortung vor ihren Nationen und der Weltgemeinschaft für die ernsten Folgen
für die internationale Stabilität. Im Falle einer Ausweitung des militärischen Konflikts behält
Rußland sich das Recht vor, die angemessenen Maßnahmen zu ergreifen, auch Maßnahmen
militärischer Natur, um seine eigene und die Sicherheit Europas zu gewährleisten.

Regierungserklärung von Bundeskanzler Gerhard Schröder am 27. März 1999 (Auszüge)

In der Nacht zum Donnerstag hat die NATO mit Luftschlägen gegen militärische Ziele in Ju-
goslawien begonnen. Das Bündnis war zu diesem Schritt gezwungen, um weitere schwere und
systematische Verletzungen der Menschenrechte im Kosovo zu unterbinden und um eine hu-
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manitäre Katastrophe dort zu verhindern. Der Bundesaußenminister, die Bundesregierung und
die Kontaktgruppe haben in den letzten Wochen und Monaten nichts, aber auch gar nichts un-
versucht gelassen, eine friedliche Lösung des Kosovo-Konfliktes zu erzielen.

Präsident Milošević hat sein eigenes Volk, die albanische Bevölkerungsmehrheit im Kosovo
und die Staatengemeinschaft ein ums andere Mal hintergangen. Monatelang haben der EU-
Sonderbeauftragte Petritsch und sein amerikanischer Kollege Hill in intensiver Reisediploma-
tie mit den beiden Konfliktparteien Gespräche geführt und den Boden für ein faires Abkom-
men bereitet. In Rambouillet und Paris ist mehrere Wochen lang, wir waren alle Zeugen dessen,
hartnäckig verhandelt worden. Zu dem dort vorgelegten Abkommen, das die Menschenrechte
der albanischen Bevölkerungsmehrheit im Kosovo, aber auch die territoriale Integrität der Re-
publik Jugoslawien gewährleistet, zu diesem Abkommen gibt es nach meiner festen Auffas-
sung keine Alternative.

Das ist der Grund, warum diesem Abkommen alle Parteien hätten zustimmen müssen. Die
Ziele dieses Abkommens, und das ist mir wichtig, werden auch von Rußland geteilt. Ich selbst
habe in einem Telefongespräch mit dem russischen Premierminister Primakow unterstrichen,
daß die EU die Beziehungen zu Rußland nicht einschränken, nicht relativieren, nein: gerade
jetzt weiter ausbauen wird. Wir haben  –  und das betrifft alle Parteien dieses Hauses  –  mit Ruß-
land eine Qualität in unseren Beziehungen erreicht, die wir von unserer Seite aus nicht in Frage
gestellt sehen wollen.

Die Vertreter der Kosovo-Albaner haben dem Abkommen von Rambouillet schließlich zu-
gestimmt. Einzig die Belgrader Delegation hat durch ihre Obstruktionspolitik alle, aber auch
wirklich alle Vermittlungsversuche scheitern lassen. Sie allein trägt die Verantwortung für die
entstandene Lage. Gleichzeitig hat das Milošević-Regime seinen Krieg gegen die Bevölkerung
im Kosovo noch intensiviert. Unsagbares menschliches Leid ist die Folge. Mehr als 250 000
Menschen mußten aus ihren Häusern fliehen oder wurden gar mit Gewalt vertrieben […] Es
wäre zynisch und verantwortungslos gewesen, dieser humanitären Katastrophe weiter tatenlos
zuzusehen. 

Bis zuletzt hat sich die Staatengemeinschaft bemüht, dem Morden auf diplomatischem We-
ge Einhalt zu gebieten.

Außenminister Fischer als EU-Ratspräsident, der russische Außenminister Iwanow und der
OSZE-Vorsitzende Vollebaek haben Präsident Milošević in Belgrad zur Annahme des Ram-
bouillet-Abkommens gedrängt. Schließlich hat Richard Holbrooke als Sondergesandter der
Vereinigten Staaten am Montag und Dienstag dieser Woche einen allerletzten Versuch unter-
nommen, um das Regime in Belgrad zum Einlenken zu bewegen  –  alles vergebens. Wir hat-
ten deshalb keine andere Wahl, als gemeinsam mit unseren Verbündeten die Drohung der
NATO wahrzumachen und ein deutliches Zeichen dafür zu setzen, daß wir die weitere syste-
matische Verletzung der Menschenrechte im Kosovo als Staatengemeinschaft nicht hinzu-
nehmen bereit sind.

Wir alle wissen, daß dies das erste Mal seit dem Zweiten Weltkrieg ist, daß deutsche Solda-
ten in einem Kampfeinsatz stehen. […] Sie erfüllen eine schwierige und  –  das muß man redli-
cherweise hinzufügen  –  auch gefährliche Mission. Obwohl wir alles getan haben und tun wer-
den, um für ihren Schutz und ihre Sicherheit zu sorgen, können wir Gefahren für Leib und Le-
ben nicht ausschließen. Gerade deshalb sollen sie wissen, daß die Mehrheit unserer Mitbürge-
rinnen und Mitbürger ihren Einsatz für die Menschlichkeit und den Frieden wohl zu würdigen
weiß und ihnen dafür zutiefst dankbar ist.

Ich denke, es ist ein Gebot des Anstandes und der Vernunft, auch vom Deutschen Bundestag
aus ein Zeichen der Solidarität und der Unterstützung an unsere Streitkräfte zu richten. Die
Verantwortung für die entstandene Lage trägt allein die extremistische Belgrader Führung. Es
liegt in ihrer Hand, die Militäroperation unverzüglich zu beenden. Auch von dieser Stelle  –  aus
dem deutschen Parlament heraus  –  fordere ich deshalb Präsident Milošević noch einmal auf,
die Kämpfe im Kosovo sofort zu beenden und das Friedensabkommen zu unterzeichnen. Dann
wird Frieden sein können.

Die NATO und die internationale Gemeinschaft insgesamt sind unverändert bereit, mit Zu-
stimmung der Streitparteien mitzuhelfen, das Abkommen von Rambouillet umzusetzen. Wir
sind auch bereit, für die militärische Absicherung eines Waffenstillstands einzutreten. Dafür
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stehen erste NATO-Einheiten, darunter 3 000 deutsche Soldaten, bereit. Auch sie sollen wis-
sen, daß Bundesregierung und das deutsche Parlament hinter ihnen stehen.

Auf der Sondertagung des Europäischen Rates in Berlin hat Europa seine Verantwortung für
eine friedliche Entwicklung auf dem Kontinent bekräftigt. Wir können heute mit berechtigtem
Stolz sagen: Angesichts der schwierigen Mission im Kosovo spricht Europa wirklich mit einer
Stimme.

Redebeitrag des PDS-Fraktionsvorsitzenden Gregor Gysi vor dem Deutschen Bundestag am
25. März 1999 (Auszüge)

Ich kann die hier genannten Argumente zu einem Großteil nicht teilen. Vor allen Dingen sind
viele Fragen gar nicht angesprochen worden, zum Beispiel die nach der rechtlichen Grundlage
für den Krieg, der gestern begonnen hat. Sie alle wissen, daß die UN-Charta nur zwei Fälle des
berechtigten militärischen Eingreifens kennt: den Fall der individuellen Selbstverteidigung
oder kollektiven Selbstverteidigung im Rahmen eines Bündnisses und den Fall, daß der UN-
Sicherheitsrat – kein anderer; nur er besitzt das Gewaltmonopol, was aus guten Gründen nach
1945 so festgelegt worden ist – anordnet, zur Herstellung des Friedens militärische Maßnah-
men einzusetzen.

Beide Voraussetzungen liegen nicht vor. Die Bundesrepublik Jugoslawien – wie auch immer
die inneren Zustände zu beurteilen sind – hat kein anderes Land angegriffen, deshalb liegt der
Fall einer individuellen Selbstverteidigung oder kollektiven Selbstverteidigung nach Art. 51
der UN-Charta nicht vor. Sie wissen genausogut wie ich, daß der UN-Sicherheitsrat keine mi-
litärischen Maßnahmen nach Kap. VII der UN-Charta – der anderen Möglichkeit, die militäri-
sches Eingreifen erlaubt – beschlossen hat und daß er sich sogar ausdrücklich vorbehalten hat,
über die weitere Situation zu beraten und zu entscheiden. Die NATO hat ihm diese Entschei-
dung aus der Hand genommen; sie hat sich damit von der UNO abgekoppelt.

Ich sage Ihnen: Das zerstört eine Weltordnung; aber es schafft keine neue. Auch ich kann mir
eine bessere Weltordnung als die gegenwärtige vorstellen. […] 

Juristisch gilt – auch wenn es Sie sehr ärgert: Wenn man einen Krieg führt, ohne selbst ange-
griffen worden zu sein, dann ist das ein Angriffskrieg und kein Verteidigungskrieg. Genau diesen
verbietet das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland. Auch dagegen haben Sie verstoßen.

Sie sprechen von der Sicherheit unserer Soldaten. Ich finde, die größte Unsicherheit besteht
darin, sie in einen Krieg zu schicken, der weder völkerrechtlich noch durch das Grundgesetz
der Bundesrepublik Deutschland legitimiert ist.

Die Luftangriffe sofort beenden! Gemeinsame Erklärung der Abgeordneten Annelie Buntenbach,
Monika Knoche, Steffi Lemke, Irmingard Schewe-Gerigk, Christian Simmert, Christian Ströbele
und Sylvia Voß (Bündins 90/Die Grünen) zum Krieg im Kosovo vom 26.3.1999 (Wortlaut)

Die Luftangriffe der NATO auf Jugoslawien müssen sofort beendet werden. Die humanitäre Ka-
tastrophe im Kosovo wird sich nicht mit der Bombardierung Jugoslawiens durch die NATO mil-
dern lassen. Vielmehr fürchten wir, daß sie eine politische Lösung erschwert und die Situation
gerade für die Zivilbevölkerung verschlimmert. So dringend Hilfe für die Zivilbevölkerung ist, so
wenig ist erkennbar, wie Bomben, deren unmittelbare Folge Zerstörung und Tod sind, der hu-
manitären Hilfe dienen sollen. Ohne Mandatierung durch die UN, die, wie jetzt UN-
Generalsekretär Kofi Annan noch einmal feststellte, nicht vorliegt, verstoßen diese Angriffe ge-
gen das Völkerrecht. Bei der Abstimmung im Bundestag am 16. 10. 98, wo über die deutsche Be-
teiligung an dem jetzt in die Tat umgesetzten Drohszenario der NATO gegen Jugoslawien ent-
schieden wurde, hat der damalige Abgeordnete Hirsch dies in einer persönlichen Erklärung fol-
gendermaßen kritisiert: „Darum bin ich der Überzeugung, daß ein militärisches Vorgehen der
NATO mit dem geltenden Völkerrecht nicht begründet werden kann und daß wir mit der heuti-
gen Entscheidung einen irreparablen Vorgang schaffen, auf den sich später andere – im Osten
wie im Westen – berufen werden. Damit schaffen wir keine neue Friedensordnung, sondern


